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„Kriegstüchtig“ und zum „Rückgrat der Abschreckung“ müsse die Bundeswehr lt.
Verteidigungsminister Pistorius wieder werden. Dafür legt sich die Truppe zur Zeit mächtig ins
Zeug.

Das „Steadfast Defender“-Manöver der NATO (STDE24/SD24; deutsch: standhafte Verteidigung),
aktuell im Gange, markiert die größte militärische Übung des Bündnisses seit dem Ende des Kalten
Krieges vor 35 Jahren. Die Simulation eines Konfliktszenarios mit Russland als potenziellem Gegner
an der Ostflanke ist keine bloße Übung, sondern eine ernsthafte Vorbereitung. Denn nach
Einschätzungen der Bundeswehr könnte Russland in wenigen Jahren bereit sein, einen Krieg gegen
die NATO zu führen – und darauf will sich das Bündnis vorbereiten, indem die eigene
Angriffsfähigkeit demonstriert und geübt wird.

Doch der Aufschrei in Bevölkerung und Medien scheint im kollektiven Halse steckengeblieben zu
sein. Auf der Straße gibt es keine Großdemonstrationen gegen Krieg und Aufrüstung, die
Berichterstattung über das Manöver und seine Ziele ist begrenzt und im Betrieb oder
Freund:innenkreis dürften die wenigsten bisher darüber in Diskussionen geraten sein. Laut einer
Bevölkerungsumfrage mit rund 2.200 Personen sind 70 % überzeugt, dass Deutschland weiterhin
der NATO angehören muss, 65 % befürworten die finanziellen Zusagen an sie. Die
Bundeswehrmissionen an der NATO-Ostflanke werden ebenfalls überwiegend unterstützt.

Die Einstellung zur Bündnisverteidigung hängt jedoch stark von der Wahrnehmung Russlands als
Bedrohung der „Freiheit“ ab, also wie sehr die NATO-Ideologie verfängt, dass es sich nicht um einen
immer schärferen innerimperialistischen Gegensatz handeln würde, sondern um einen Konflikt
zwischen „Demokratie“ und „Autokratie“. Zweifellos wirkt diese Darstellung besonders angesichts
der imperialistischen Aggression und Besatzung Russlands gegenüber der Ukraine. Der
Kenntnisstand über die Bundeswehrmissionen an der NATO-Ostflanke selbst ist jedoch eher gering
(1). Dabei rasseln die Säbel in Europa so laut wie lange nicht mehr.

Dieser Artikel soll zunächst einen Überblick über das aktuell laufende Steadfast Defender- Manöver
der NATO geben. Im Anschluss wird eine globale politische Einordnung vorgenommen.
Abschließend beschäftigt sich der Artikel mit der Frage der Programmatik, für die die
Arbeiter:innenklasse in diesen Zeiten gewonnen werden muss.

Alle machen mit

Die Teilnahme an diesem gigantischen Manöver erstreckt sich über alle 32 NATO-Mitgliedsstaaten.
Ziel ist es, die Alarmierung nach dem Bündnisfall zu üben, sich auf den Einsatz vorzubereiten,
Truppen in die Einsatzräume zu verlegen und letztlich „den Aggressor im Gefecht abzuwehren“ (2).
Mit einer Stärke von 90.000 Soldat:innen soll die NATO ihre Schlagkraft demonstrieren und
Russland zugleich vor Augen führen, welche Konsequenzen ein Angriff auf das Bündnisgebiet haben
würde. Abschreckung ist das erklärte Ziel an der NATO-Ostflanke.

Das Manöver erstreckt sich über einen Zeitraum von drei Monaten und umfasst verschiedene
Übungen: Grand North, Grand Center, Grand South und schließlich die Abschlussübung Grand
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Quadriga. Dabei operiert die Bundeswehr nicht nur in Deutschland, sondern auch in Norwegen,
Polen, Ungarn, Rumänien und Litauen. Diese umfangreiche Präsenz verdeutlicht, dass es nicht nur
um eine regionale Verteidigungsübung geht, sondern um eine Koordination auf internationaler
Ebene.

Der Menschen- und Materialeinsatz ist beeindruckend: Rund 90.000 Soldat:innen, 50 Marineschiffe,
80 Flugzeuge und über 1.100 Kampffahrzeuge werden mobilisiert. Die Bundeswehr ist mit ihrem
Manöver Quadriga 24 Teil der NATO-Operation. Generalinspekteur Breuer betont die Bedeutung
Deutschlands als Dreh- und Angelpunkt für die Verteidigung Europas (3). Quadriga 24 beinhaltet die
Verlegung von Militärkonvois in vier Teilmanövern zu unterschiedlichen Zeiten, und es handelt sich
um die größte Übung deutscher Landstreitkräfte seit Beginn des russischen Angriffskriegs in der
Ukraine. Mit 12.000 Soldat:innen, 3.000 Fahrzeugen und 30 Luftfahrzeugen ist dies ein beachtliches
Aufgebot.

Der Gegner Russland

Seit zwei Jahren tobt nun ein heißer Krieg in der Ukraine. Dies hat die Konfrontation zwischen den
westlichen Imperialismen und ihrem russischen Gegenspieler in einem Maß verschärft, das es seit
dem Ende des Kalten Krieges nicht mehr gegeben hat. Obwohl keine kämpfenden Einheiten der
NATO direkt involviert sind, wurden und werden die ukrainischen Streitkräfte vor und während des
Krieges massiv ausgerüstet. Die Unterstützung umfasst Waffen, Logistik, Informationsdienste und
Ausbildung an modernen Waffensystemen. Die gelieferte Ausrüstung stammt aus westlichen
Armeen, begleitet von einer Modernisierung der eigenen Rüstungsindustrie.

Der westliche Imperialismus hat sich dabei hierzulande die moralische Deutungshoheit über die
Kriegssituation gesichert: Russland als undemokratischer, reaktionärer Staat greift die Ukraine an
und bedroht damit den Frieden, die Freiheit und Demokratie in ganz Europa, während der Westen
nur als selbstloser Helfer agiere. Auch wenn die Selbstverteidigung der Ukraine gegen die Invasion
berechtigt ist und es zynisch wäre, den ukrainischen Massen vorzumachen, dass es egal wäre, ob ihr
Land besetzt wird oder nicht, so geht es der NATO und der Bundesrepublik darum, selbst die
Kontrolle über möglichst große Teile der Ukraine zu erlangen, diese als ihr Ausbeutungs- und
Investitionsgebiet zu sichern und die NATO selbst nach Osten auszudehnen.

Dies soll demnach auch sämtliche Aufrüstungsprogramme der NATO legitimieren und dient den
Herrschenden als Propagandamittel. Die Moral des westlichen Imperialismus bei der Verurteilung
despotischer Regierungen wird aufmerksamen Beobachter:innen jedoch als recht dehnbar auffallen,
denn sie hängt lediglich von der Nützlichkeit des betreffenden Staates für die Umsetzung eigener
nationaler Interessen ab. So hat die EU weniger Probleme damit, den autoritären Staat Türkei im
Krieg gegen die Kurd:innen gewähren zu lassen, denn schließlich hält dieser Massen geflüchteter
Menschen zurück, die anderenfalls potenziell Zuflucht hinter der Mauer der Festung Europa suchen
würden. Sie haben offenkundig auch kein Problem damit, die Bombardierung Gazas politisch und
militärisch zu unterstützen – denn schließlich verteidigt das zionistische Regime westliche
imperialistische Interessen.

Diese propagierte moralische Notwendigkeit der Verteidigung schmeckt jedenfalls deutlich besser,
als würde offen propagiert werden, dass seit jeher der westliche wie auch der russische
Imperialismus jeweils ihre eigenen geopolitischen und damit ökonomischen Interessen verfolgen, die
nun in der Einflusssphäre Ukraine kollidieren. Das bedeutet, der Konflikt geht nicht nur darum, ob
die Ukraine ein unabhängiger Staat ist, sondern er ist zugleich mit der Frage verwoben, ob sie eine
Halbkolonie Russlands oder der NATO-Imperialist:innen sein soll. Kurzum, die Ukraine ist heute
sowohl Schauplatz eines Kampfes gegen die russische Invasion wie zwischen den rivalisierenden
imperialistischen Mächten um die Neuaufteilung der Welt.



Der Kampf um Einflusssphären

Die NATO verfolgt seit den 1990er Jahren das Projekt der Erweiterung ihrer Mitgliedsstaaten und
Einflussgebiete nach Osten. Die Aufnahme Nordmazedoniens im Jahr 2020 bildet die vorläufig letzte
Etappe der Integration ehemaliger „sozialistischer Länder“. Zu deren Integration in die NATO
gehört auch die permanente Stationierung von NATO-Bataillonen in Osteuropa, die seit 2016
umgesetzt wird. Auf dem NATO-Gipfel 2022 wurde dann deren deutliche Aufstockung beschlossen.
Deutschland sagte im Juni 2023 zu, für dieses Vorhaben 4.000 Soldat:innen samt Ausrüstung
dauerhaft in Litauen zu stationieren. Zurzeit sind rund 40.000 NATO-Soldat:innen in Osteuropa
stationiert.

Russland wiederum erlebt dadurch seit jeher eine Bedrohung seiner eigenen Einflusssphären und
forderte darüber hinaus als Reaktionen auf bevorstehende oder mögliche Beitritte immer wieder die
militärische Neutralität von Staaten in Ost- und Südosteuropa als „Pufferzonen“ zwischen sich und
der NATO ein. Hier ist ersichtlich, dass Russland umgekehrt die NATO als Angreiferin auf seine
Souveränität und Sicherheit propagiert und auf Nationalismus als ideologisches Bindeglied setzt.
Russland reagiert außerdem auf diese Aktivitäten seinerseits mit provokanten Manövern.

Hieraus wird deutlich, dass die militärische Mobilmachung des westlichen Imperialismus keine
unmittelbare Folge des Angriffskrieges von Russland auf die Ukraine darstellt, sondern vielmehr
eine fortbestehende Notwendigkeit im Kampf um Einflusssphären ist. Es wird ebenso deutlich, dass
selbst ein Ende des Krieges in der Ukraine nicht das der Aufrüstung bedeuten würde, denn ein
kriegsfähiges Militär ist essenziell im Konkurrenzkampf imperialistischer Staaten um die
Ausbeutungshoheit über ihre Halbkolonien (4).

Kriegsvorbereitung

Mit dem „Krieg für die Freiheit in Europa“ verfügt der westliche Imperialismus über einen
ideologischen Vorteil, um alle Krisensymptome, die die Arbeiter:innenklasse zu spüren bekommt,
Russland in die Schuhe zu schieben und damit auch wirtschaftliche Angriffe auf soziale
Errungenschaften der Lohnabhängigen als „patriotische“ Notwendigkeiten zu tarnen. So stimmte
beispielsweise die Führung der IG Metall als gewerkschaftliche Vertretung in der deutschen
Rüstungsindustrie in ihrem Positionspapier zur Sicherheits- und Verteidigungsindustrie im Januar
2024 in den Tenor ein und unterstrich ihrerseits, dass sie die Aufrüstungsziele der Bundesregierung
unterstütze. Die Gewerkschaft stellt die so gewonnenen bzw. erhaltenen Arbeitsplätze als
Errungenschaft heraus und erklärt, Waffenexporte zu unterstützen. Die Gewerkschaftsbürokratie
bewegt sich hier also vollständig auf Kurs der deutschen Bourgeoisie.

Auch die reformistische SPD stellt sich nicht gegen das Mantra der Aufrüstung, während DIE LINKE
nicht so recht weiß, ob sie für oder gegen eine solche „Sicherheitspolitik“ sein soll. Während sie auf
Parteitagen immer noch ein Bekenntnis zum „Frieden“ abgibt, verstoßen Parlamentarier:innen und
Funktionär:innen vom rechten, „regierungssozialistischen“ Flügel immer wieder gegen diese
Beschlüsse. In der Praxis fällt DIE LINKE vor allem dadurch auf, dass sie der Kriegsfrage möglichst
aus dem Wege geht.

Jedoch ergaben sich auch kürzlich Konflikte innerhalb der Herrschenden darüber, welche der
Zugeständnisse an die Lohnabhängigen für die Aufrüstungspläne gestrichen werden sollen. So hatte
die SPD den Vorschlag des FDP-Vorsitzenden und Finanzministers Lindner kritisiert, bei denen das
Sondervermögen für die Aufrüstung durch Einsparungen in den Sozialleistungen gedeckt werden
sollte. Doch dieses kleinen Aufbegehren der Reformist:innen darf nicht als wahrer Einsatz für die
Arbeiter:innenklasse verkannt werden, denn sowohl die SPD als auch die Grünen befürworten und
gestalten die aktuelle Aufrüstungspolitik.



Welche Bewegung?

Laut der bereits zitierten Bevölkerungsumfrage sprach sich letztes Jahr über die Hälfte der
Befragten weiterhin für eine Erhöhung des Verteidigungsetats, eine Aufstockung der Soldat:innen
und eine Wiedereinführung der Wehrpflicht aus. Nur 8 % plädieren für eine Reduzierung der
Verteidigungsausgaben und des Personals.

Die ideologische Mobilmachung scheint zu fruchten: Bürgerliche Arbeiter:innenparteien wie die SPD
und Gewerkschaftsführungen (und in Teilen auch die Linkspartei) tragen die Staatsraison mit und
versuchen, die Lohnabhängigen durch kurzfristige ökonomische Argumente sowie durch den Kampf
für das vermeintlich moralisch „richtige“ Ziel zu binden, also die Verteidigung westlicher Freiheit
und Demokratie.

Für revolutionäre Kräfte gilt es, den Widerspruch zwischen den Zielen der Bourgeoisie und dem
objektiven Interesse der Lohnabhängigen aufzuzeigen, und das nicht nur durch symbolische
Aktionen auf der Straße. Es muss ein politischer und ideologischer Kampf in der
Arbeiter:innenbewegung geführt werden. Es gilt, die ideologische Mobilmachung aufzubrechen.

Dies gilt für die Arbeiter:innenschaft in Russland wie auch in den westlichen imperialistischen
Staaten. Dieser Kampf bedeutet auch, mit Antikriegsforderungen, die einer pazifistisch-
kleinbürgerliche Grundlage entspringen, zu brechen. Es geht nicht darum, Phrasen wie „Nie wieder
Krieg“ zu wiederholen oder gar die Hoffnung zu schüren, dass uns eine „europäische
Verteidigungsarchitektur“ besser als die NATO beschütze oder die Bundesregierung unseren
Forderungen nachkommen würde.

Eine Antikriegsbewegung, die über dies nicht hinauskommt oder sich auf die Seite einer imperialen
Macht stellt, ignoriert den systemischen Charakter des Krieges und ist letztlich zum Scheitern
verurteilt. Denn der Krieg ist im Rahmen der Klassengesellschaft und der imperialistischen
Weltordnung ein politisches Mittel zur Durchsetzung der Interessen der Bourgeoisie. Der (Irr-
)Glaube, man müsse sich beim Kräftemessen der Großmächte und deren Kriegsvorbereitung nur auf
die „moralisch“ richtige Seite des Friedens stellen oder die Regierung um Einhalt bitten, greift
vielleicht die Auswirkung des Krieges kurzfristig an, doch verfehlt es, seiner Voraussetzung den
Kampf zu liefern: dem kapitalistischen System.

Proletarischer Antimilitarismus

Das Programm für die Arbeiter:innenklasse muss daher ein konsequenter proletarischer
Antimilitarismus sein, d. h. ein Bekenntnis zum Defaitismus im neuen Kalten Krieg.

Der Hauptfeind ist nicht in einem imperialistischen Konkurrenten zu sehen, sondern im eigenen
Land, in der eigenen nationalen Bourgeoisie. Und ein unmittelbares Ziel besteht darin, zu
verhindern, dass der Kampf um die Ukraine zu einem offenen globalen Krieg zwischen den
imperialistischen Mächten eskaliert.

In Russland muss die Arbeiter:innenklasse gegen den Einmarsch in die Ukraine kämpfen und die
sofortige Beendigung des Krieges sowie den Abzug aller russischen Truppen fordern. Angesichts des
autokratischen Charakters des Putin-Regimes ist der Kampf für demokratische Rechte,
Meinungsfreiheit und die Freilassung politischer Gefangener entscheidend. Dieser muss mit dem
Ziel verbunden werden zu verhindern, dass die Arbeiter:innen die Kosten des durch Sanktionen
verursachten Elends und der Kriegstreiberei tragen müssen. Die Auseinandersetzung muss in den
Betrieben verwurzelt sein und den Kampf gegen den Krieg mit Massenstreiks und der Enteignung
der Oligarch:innen verbinden. In der Ukraine ist der Kampf gegen die Besatzung zwar ein



gerechtfertigter, aber er muss mit einem politischen Kampf gegen die reaktionäre Regierung
Selenskyj, die falschen Hoffnungen in den westlichen Imperialismus und für den Aufbau einer
unabhängigen Arbeiter:innenbewegung und revolutionären Partei verbunden werden.

In den NATO-Ländern muss dazu aufgerufen werden, sich als Arbeiter:innenschaft gegen
Kriegstreiberei, Aufrüstung und Sanktionen zu stellen, die kein reaktionäres Regime stürzen,
sondern in ihrer Konsequenz der russischen Arbeiter:innenklasse schaden, vor allem aber die
imperialistische Konfrontation weiter zuspitzen. Die Parteien der Arbeiter:innenklasse,
Gewerkschaften und linke Kräfte müssen jede „nationale“ Einheit mit den westlichen Regierungen
ablehnen und gegen reaktionäre Gesetze kämpfen. Eine echte Antikriegsbewegung muss die
imperialistischen Interessen der westlichen Unterstützung für die Ukraine aufdecken. Dabei müssen
Revolutionär:innen gegen Sozialpazifismus und Sozialchauvinismus vorgehen und den wahren
Charakter des Krieges den Massen verständlich machen.

Perspektivisch bedeutet das auch, dass revolutionäre Kräfte Arbeit in der Armee leisten müssen,
gerade bei einer potenziellen Wiedereinführung der Wehrpflicht, die das Heer aus der breiten Masse
der Arbeiter:innenklasse zusammensetzen würde, statt wie aktuell nur aus Freiwilligen.
Antimilitaristische Arbeit unter den und Organisierung der einfachen Soldat:innen und
Wehrpflichtigen sind Schritte auf dem Weg zum Kampf gegen die Militarisierung und Aufrüstung
der eigenen Nation.

Die Enteignung der Rüstungskonzerne und damit verbundene Kontrolle über die Produktion muss
eine weitere Kernforderung der proletarischen Antikriegsbewegung sein. Ein proletarisches
Antikriegsprogramm muss aber gleichzeitig auch Lösungen für die Arbeiter:innenschaft dieser
Konzerne vorschlagen, d. h. für die dort Beschäftigten müssen Umschulungsangebote geschaffen
werden, die ihnen einen Branchenwechsel zu gleichem Einkommen ermöglichen.

Es braucht einen Kursumschwung in der Arbeiter:innenbewegung und die beschriebene
programmatische Methode gilt es sinngemäß auf sämtliche kriegerische Auseinandersetzungen
anzuwenden, die vom westlichen Imperialismus unterstützt werden wie bspw. der Krieg im
Gazastreifen. Die Schaffung einer internationalistischen Antikriegsbewegung ist das unabdingbare
Mittel, den Kampf gegen die Kriegsgefahr in einen Klassenkampf gegen die Kapitalist:innenklasse zu
transformieren.
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